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Datengrundlage: Hessische Verwaltung für 
Bodenmanagement und Geoinformation
Stand: 02/2023

Satzung der Gemeinde Fuldabrück über die Stellplatzpflicht sowie die Gestaltung, Größe, Zahl der Stellplätze für Kraftfahrzeuge 
(Stellplatz- und Ablösesatzung)  in ihrer jeweils gültigen Fassung.

RECHTSGRUNDLAGEN
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Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6).

Hessische Bauordnung (HBO) in ihrer jeweils gültigen Fassung.
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Katasterbescheinigung
Es wird bescheinigt, dass die Grenzen und Bezeichnungen der Flurstücke mit dem Nachweis des Liegenschaftskatasters nach 
dem Stand vom ........................übereinstimmen.

Hofgeismar, den ........................

Amt für Bodenmanagement Korbach
Außenstelle Hofgeismar

Stand: 14.06.2023

Maßstab: 1:1.000

BEBAUUNGSPLAN NR. 44
"Kindertagesstätte

Dennhausen/Dittershausen"

Gemeinde Fuldabrück

Aufstellungsbeschluss 
durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Fuldabrück gem. § 2 Abs. 1 BauGB am 07.12.2022.

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses 
gem. § 2 Abs. 1 BauGB in den Fuldabrücker Nachrichten Nr. 12/2023 am 22.03.2023.

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB vom 23.03.2023 bis einschl. 26.04.2023. 

Ortsübliche Bekanntmachung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit
in den Fuldabrücker Nachrichten Nr. 12/2023 am 22.03.2023.

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom 23.03.2023 beteiligt bis einschl. 26.04.2023.

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom ......................... beteiligt bis einschl. ..........................

Benachrichtigung der nach § 4 Abs. 2 BauGB Beteiligten 
gemäß § 3 Abs. 2 Satz 3 BauGB mit Schreiben vom ..........................

Entwurfs- und Auslegungsbeschluss 
durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Fuldabrück am ..........................

Öffentliche Auslegung 
des Bebauungsplanentwurfs mit Text und Begründung, inkl. Umweltbericht 
gem. § 3 Abs.2 BauGB in der Zeit vom ......................... bis einschl. ..........................

Ortsübliche Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung 
gem. § 3 Abs. 2 BauGB und § 4a Abs. 4  in den Fuldabrücker Nachrichten Nr. ......... vom ..........................
sowie zeitgleich auf der Internetseite der Gemeinde.

Satzungsbeschluss 
durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Fuldabrück gem. § 10 Abs. 1 BauGB am ..................

Fuldabrück, den                                                                                                                                Gemeinde Fuldabrück 
                                                                                                                                                         Der Gemeindevorstand 

                                                                                                                                                             .................................... 
                                                                                                                                                             Dieter Lengemann
                                                                                                                                                               (Bürgermeister)

AUSFERTIGUNG
Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen, wird hiermit ausgefertigt.

Fuldabrück, den                                                                                                                                Gemeinde Fuldabrück 
                                                                                                                                                         Der Gemeindevorstand 

                                                                                                                                                             .................................... 
                                                                                                                                                             Dieter Lengemann
                                                                                                                                                               (Bürgermeister)

Ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 BauGB in .......................................................... Nr. .... 
vom ......................

Der durch Beschluss der Gemeindevertretung der Gemeinde Fuldabrück am  .................. als Satzung beschlossene 
Bebauungsplan in der Fassung vom  .................. ist gem. § 10 BauGB mit Bekanntmachung in Kraft getreten am ..................     

                                             

Fuldabrück, den                                                                                                                                Gemeinde Fuldabrück 
                                                                                                                                                         Der Gemeindevorstand 

                                                                                                                                                             .................................... 
                                                                                                                                                             Dieter Lengemann
                                                                                                                                                               (Bürgermeister)

VERFAHRENSVERMERKE 

- ENTWURF -

Fuldabrück-Dennhausen/DittershausenKartenausschnitt: © OpenStreetMap-Mitwirkende 2023 

Teil B

Öffentliche Verkehrsfläche

1. PLANZEICHEN UND PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
(§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. BauNVO)

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Zweckbestimmung: Kindertagesstätte. 
Innerhalb der Gemeinbedarfsfläche sind bauliche Anlagen sowie Nebenanlagen, 
die der Zweckbestimmung „Kindertagesstätte“ dienen, zulässig.

Fläche für Gemeinbedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)

GRZ
0,3

Grundflächenzahl (§ 16 Abs. 2 Nr. 1 und § 19 BauNVO)

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

GFZ
0,6

o Offene Bauweise (§ 22 Abs. 2 BauNVO)

1.3 Bauweise, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Baugrenze (§ 23 Abs. 3 BauNVO)
Entsprechend § 23 Abs. 5 BauNVO sind ober- und unterirdische Bauwerke zur 
Regenwassersammlung und -rückhaltung sowie Nebenanlagen im Sinne des §14 
BauNVO, welche der Ver- und Entsorgung des Baugebietes dienen, auch 
außerhalb der zeichnerisch festgesetzten Baugrenzen allgemein zulässig.

Die Grundflächenzahl (GRZ) wird auf maximal 0,3 festgesetzt.
Gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO werden Anlagen zur Sammlung von Niederschlags- 
wasser von Dachflächen und versiegelten Freiflächen nicht auf die Grundfläche 
angerechnet.

Eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch die Grundflächen der in 
§19 Abs. 4 BauNVO bezeichneten Anlagen ist höchstens bis zu einer 
Grundflächenzahl von 0,4 zulässig.

1.4 Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Straßenbegrenzungslinie

1.6 Sonstige Planzeichen und Festsetzungen (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 

3. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
(§ 91 Hessische Bauordnung i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB)

3.1 Nutzung, Gestaltung und Bepflanzung der Grundstücksfreiflächen (§ 91 Abs. 1 S. 1 Pkt. 5 HBO)
3.1.1 Mind. 60 % der Grundstücksfläche sind als Grün- bzw. Vegetationsfläche anzulegen und dauerhaft 

zu unterhalten. Angerechnet werden alle Pflanz-, Einsaat- und Sukzessionsflächen mit natürlichem 
Bodenanschluss.

3.1.2 Innerhalb der Grundstücksfläche sind mindestens acht standortgerechte Laub- oder Obstbäume  mit 
einem Mindeststammumfang von 14-16 cm zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. 
Alternativ können je zu pflanzendem Baum auch 5 Laub- oder Obststräucher (Pflanzenhöhe mind. 
100.cm) gepflanzt werden. Bei Ausfall der Gehölze sind diese nachzupflanzen. 

Geschossflächenzahl (§ 16 Abs. 2 Nr. 2 und § 20 BauNVO)
Die Geschossflächenzahl wird auf maximal 0,6 festgesetzt. 

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß 
(§ 16 Abs. 2 Nr. 3 und § 20 Abs. 1 BauNVO)
Innerhalb der Gemeinbedarfsfläche sind maximal zwei Vollgeschosse zulässig. 

II

2. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN OHNE PLANZEICHEN 
(§ 9 Abs. 1 BauGB)

2.1 Versorgungsleitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)
Notwendige Ver- und Entsorgungsleitungen sind unterirdisch zu verlegen.

2.2 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

2.3.1 Dachflächenmaterialien
Dacheindeckungen aus den unbeschichteten Metallen Zink, Blei, Kupfer und anderen Materialien, 
von denen Schadstoffe in das abfließende Niederschlagswasser gelangen können, sind nur mit einer 
wasserrechtlichen Erlaubnis zulässig.

2.3.2 Dachbegrünung
Dächer von Gebäuden sind extensiv zu begrünen und dauerhaft zu pflegen. Die Aufbaustärke der 
Vegetationsschicht (durchwurzelbare Schicht) muss mindestens 10 cm, bei Verwendung von 
vorkultivierten Vegetationsmatten und entsprechender Wasserspeicherschicht mindestens 6 cm 
betragen. 
Von der Dachbegrünungspflicht auf höchstens 25% der gesamten Dachflächen sind ausgenommen :
-Flächen für technische Anlagen
-Dachflächen, welche als Terrasse oder Wegefläche genutzt werden
-Flächen, welche im Widerspruch zum Nutzungszweck stehen (z. B. für Belichtungszwecke)
-Vordächer sowie Eingangsüberdachungen
-Dachflächen von Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO

2.3.3 Leuchtmittel / Lichtemissionen
Innerhalb der Grundstücksfreifläche sind ausschließlich gerichtete Lichtquellen mit einem Be- 
leuchtungswinkel kleiner als 70° zur Vertikalen zulässig. Zur Begrenzung der Lichtemissionen ist eine 
dauerhafte Beleuchtung des gesamten Außengeländes über den gesamten Nachtzeitraum unzulässig. 
Die Beleuchtung ist auf das erforderliche Maß in Abhängigkeit von der Nutzung und dem sich daraus 
ergebenden situationsabhängigen Bedarf zu begrenzen.
Im Plangebiet sind für die Beleuchtung ausschließlich insektenfreundliche Leuchtmittel 
(Natriumdampf-Niederdrucklampen oder bevorzugt LED-Lampen) mit einer Lichttemperatur von 
maximal 2.700 Kelvin einzusetzen. Die Beleuchtung ist in vollständig abgeschlossenen 
Lampengehäusen (deren Oberfläche nicht heißer als 60°C werden) anzubringen.

1.7 Kennzeichnungen und nachrichtliche Übernahme

Vermaßung in Metern

Flurgrenze

Flurstücksnummer49/7

3 Darstellungen außerhalb des Geltungsbereiches sind, mit 
Ausnahme der Nutzungsschablone, nur nachrichtlich.

Flurstücksgrenze

Gemarkungsgrenze

1.5 Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25a BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Die gekennzeichneten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen sind als naturnaher Bereich herzustellen und durch lineare und 
punktuelle Gehölzstrukturen kleinteilig zu gliedern. Geländemodellierungen sind 
allgemein zulässig.

Innerhalb des Bereiches sind mindestens 400 m² mit standortgerechten Laubgehölzen zu 
bepflanzen sowie mindestens 5 Laubbäume als Hochstamm in der Mindestqualität 3xv. 
mit Ballen, StU 16-18 (gemessen in 1 m Höhe) anzupflanzen. Alle Gehölze sind zu 
unterhalten und im Falle ihres Abganges innerhalb einer Vegetationsperiode zu 
ersetzen.

4. Hinweise

Altlasten
Ergeben sich im Zuge der Baumaßnahmen Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen oder sonstige 
Hinweise, die einen Altlastenverdacht begründen können, ist das Regierungspräsidium Kassel, Dezernat 31.1, 
Am Alten Stadtschloss 1, 34117 Kassel, unverzüglich zu informieren.

Artenschutz
Bei der Bebauung der Flächen sind die allgemeinen artenschutzrechtlichen Regelungen zu beachten (§ 39 
Abs. 5 BNatSchG, § 44 Abs. 1 BNatSchG). Es ist verboten, Bäume, welche außerhalb gärtnerisch genutzter 
Grundflächen stehen, sowie Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere Gehölze in der Zeit vom 1. März 
bis zum 30. September abzuschneiden oder auf den Stock zu setzen.
Zur Vermeidung der Verletzung der artenschutzrechtlichen Verbote (Tötungsverbote) ist eine Rodung von 
Gehölzen in der Zeit zwischen dem 01. Oktober und dem 28./29. Februar durchzuführen.
Darüber hinaus sind grundsätzlich alle Gehölze ganzjährig vor deren Beseitigung von sachkundigem Personal 
auf Nester, Höhlen usw. zu überprüfen, um artenschutzrechtliche Verbotstatbestände im Vorfeld abwenden 
zu können. 

Bodendenkmäler
Bei Erdarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und 
Fundgegenstände, z. B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste entdeckt werden. Diese sind nach § 21 HDSchG 
unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege, hessenArchäologie, oder der Unteren 
Denkmalschutzbehörde zu melden. Funde und Fundstellen sind in unverändertem Zustand zu erhalten und in 
geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen (§ 21 Abs. 3 HDSchG).

Bodenschutz
Die geltenden bodenschutzrechtlichen Vorschriften sind zu beachten und einzuhalten. Mutterboden, der bei 
der Errichtung und Veränderung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen anderen Veränderungen der 
Erdoberfläche ausgehoben wird, ist gem. § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor 
Vernichtung oder Vergeudung zu schützen.
Sollten bei Bodeneingriffen geruchliche oder farbliche Auffälligkeiten auftreten, so sind die Arbeiten in 
diesem Bereich zu unterbrechen und das Dezernat 31.1  Grundwasserschutz, Wasserversorgung, Altlasten 
und Bodenschutz des Regierungspräsidiums Kassel zwecks Absprache der weiteren Maßnahmen zu 
informieren. 

Geschossflächenzahl
(GFZ)

Grundflächenzahl (GRZ)
(Überschreitung bis max.)

Baugebiet mit Nummerierung
Füllschema der Nutzungsschablone

Bauweise Zahl der
Vollgeschosse

Fläche für Gemeinbedarf

II

0,3
(0,4) 0,6

o

Bombenabwurfgebiet
Das Plangebiet befindet sich im Bereich von ehemaligen Flak-Stellungen. Vom Vorhandensein von 
Kampfmitteln auf solchen Flächen muss grundsätzlich ausgegangen werden. Eine systematische Überprüfung 
(Sondieren auf Kampfmittel) ist daher vor Beginn der geplanten Abbrucharbeiten, Bauarbeiten und 
Baugrunduntersuchungen auf den Grundstücksflächen erforderlich, auf denen bodeneingreifende 
Maßnahmen stattfinden. Hierbei soll grundsätzlich eine EDV-gestützte Datenaufnahme erfolgen. 

Brand- und Katastrophenschutz
Bei der Bemessung und Befestigung der Verkehrsflächen sind in allen Bereichen mind. die Vorgaben der 
„Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken" anzuwenden.
Die Bemessung der Löschwasserversorgung ist nach DVGW - Arbeitsblatt W 405 auszulegen.

Entwässerung
Gem. § 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) soll Niederschlagswasser „ortsnah versickert, verrieselt oder 
direkt oder über die Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, 
soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch 
wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen“. Die Möglichkeit der Nutzung zu Brauchwasserzwecken bzw. 
der Versickerung des nicht schädlich verunreinigten Niederschlagswassers ist zu prüfen und einer Einleitung 
in eine Mischwasserkanalisation aus wasserwirtschaftlicher und wasserrechtlicher Sicht vorzuziehen. In 
Versickerungsanlagen sowie in Gewässern darf nur Niederschlagswasser eingeleitet werden, welches gemäß 
Bewertung nach DWA-Arbeitsblatt A 102-2 sowie A 138 nicht behandlungsbedürftig bzw. vorbehandelt 
wurden ist. Die entsprechenden Nachweise sind der Genehmigungsplanung beizulegen. Die Versickerung 
und Einleitung von unbelastetem Niederschlagswasser in ein Gewässer bedürfen einer wasserrechtlichen 
Erlaubnis durch den Fachdienst Wasser- und Bodenschutz des Landkreises Kassel. Planung und 
Antragsunterlagen sind im Vorfeld mit dem Fachdienst abzustimmen. 

Erdwärmesonden
Die Installation einer Erdwärmesonde ist gem. § 8 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) erlaubnispflichtig. Der 
Erlaubnisantrag ist rechtzeitig vor Baubeginn beim Fachdienst Wasser- und Bodenschutz beim Landkreis 
Kassel zu stellen. 

Gesetz zur Einsparung von Energie und zur Nutzung Erneuerbarer Energien zur Wärme- und 
Kälteerzeugung in Gebäuden (Gebäudeenergiegesetz - GEG)
Die zum Zeitpunkt der Bauantragsstellung bzw. der Errichtung baulicher Anlagen gültigen Bestimmungen 
des GEG  (in Kraft seit 1. November 2020) sind zu beachten.

Kreisstraße
Dennhausen/Dittershausen liegt im Zuge der K 16. Es wird darauf hingewiesen, dass Forderungen gegen den 
Straßenbaulastträger auf aktive Lärmschutzmaßnahmen (z.B. Lärmschutzwände), oder die Erstattung von 
passiven Lärmschutzmaßnahmen (z.B. Einbau von Lärmschutzfenstern) ausgeschlossen sind. Im Hinblick 
darauf, dass über den Anschluss an die K 16 künftig auch der Verkehr des Plangebiets abgewickelt werden 
soll, wird auf Folgendes hingewiesen: Sollten sich durch den Ziel- und Quellverkehr am Knotenpunkt zur K 16 
Probleme verkehrlicher Art am übergeordneten Straßennetz einstellen, oder sich gar eine 
Unfallhäufungsstelle entwickeln, behält sich der Straßenbaulastträger die Forderung weiterer Maßnahmen, 
auch baulicher Art, zur Verbesserung der Situation zu Lasten des Trägers der Bauleitplanung vor.

Pflanzabstände zu Landwirtschaftsflächen
Bei Anpflanzungen auf den Privatgrundstücken sind die nach dem Hessischen Nachbarrecht einzuhaltenden 
Pflanzabstände (§ 38 ff.), i. B. zu Landwirtschaftsflächen, zu beachten.

Ver- und Entsorgungsleitungen
Bei Erdarbeiten sind die allgemeinen Vorschriften der Versorgungsträger zum Schutz von Leitungen zu 
beachten. Insbesondere sind Bepflanzungen so durchzuführen, dass keine Gefährdung der 
Versorgungsleitungen entsteht. Die Umverlegung bzw. Beseitigung vorhandener Ver- und 
Entsorgungsleitungen sowie die Neuverlegung von Ver- und Entsorgungsleitungen ist rechtzeitig mit den 
betroffenen Versorgungsunternehmen abzustimmen.

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft - TEIL B - KOMPENSATION
Innerhalb der festgesetzten Fläche zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
(Kompensationsfläche) sind in gleichmäßiger Verteilung standortgerechte Arten folgender 
Gehölzqualitäten anzupflanzen:

1.650 St. Sträucher 60-150 cm hoch, Pflanzdichte: 1 St./ 1 m² Pflanzfläche,
150 St. Heister 150-200 cm hoch, Pflanzdichte: 1 St./ 2,5 m² Pflanzfläche,
30 St. Hochstämme StU 12/14, Pflanzdichte: 1 St./ 5 m² Pflanzfläche.

Die Anpflanzungen erfolgen vollflächig, mit einem 3 m breiten unbepflanzten Saum zur 
offenen Landschaft hin. Sie ist fachgerecht zu pflegen, zu einer geschlossenen 
überkronten Struktur zu entwickeln und dauerhaft zu erhalten. 


